S Freie
¢ Hansestadt
Bremen

Gesetz liber die Sozialgerichtsbarkeit

Inkrafttreten: 22.03.2025

Zuletzt geandert durch: 8 5 neu gefasst durch Artikel 6 des Gesetzes vom 26.02.2025
(Brem.GBI. S. 58, 61)

Fundstelle: Brem.GBI. 1972, 211

Gliederungsnummer: 33-a-1

§1

Fur das Land Bremen wird ein Sozialgericht in Bremen und ein Landessozialgericht
errichtet. Das Landessozialgericht besteht als gemeinsames Landessozialgericht des
Landes Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen und hat seinen Sitz in Celle; in
Bremen besteht eine Zweigstelle.

§1la

In Angelegenheiten der Sozialhilfe und des Asylbewerberleistungsgesetzes sowie in
Angelegenheiten der Grundsicherung fur Arbeitsuchende wird die Sozialgerichtsbarkeit
durch besondere Spruchkérper des Verwaltungsgerichts und des Oberverwaltungsgerichts
ausgeibt, soweit am 1. Januar 2009 solche Verfahren bei den besonderen Spruchkorpern
anhéngig sind.

§2

Die Zahl der Kammern bei dem Sozialgericht wird vom Aufsichtsfihrenden Richter des
Sozialgerichts, die Zahl der Senate bei dem Landessozialgericht wird vom Prasidenten
des Landessozialgerichts nach Anhorung des jeweils zustdndigen Prasidiums und im
Rahmen des Stellenplanes bestimmt.

§3

Der Senator fur Justiz und Verfassung bestimmt nach Anhoren des Prasidenten des
Landessozialgerichts und des Aufsichtsfihrenden Richters des Sozialgerichts die Zahl der
ehrenamtlichen Richter fur die einzelnen Angelegenheiten der Sozialgerichtsbarkeit und
beruft die Landessozialrichter und die Sozialrichter aufgrund der Vorschlagslisten. Er kann
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diese Aufgaben dem Prasidenten des Landessozialgerichts oder dem Aufsichtsfiihrenden
Richter des Sozialgerichts jeweils fur ihr Gericht tGbertragen.

§4

(1) Urkundsbeamte der Geschaftsstelle sind die vom Senator fur Justiz und Verfassung
bestimmten Beamten.

(2) Beamte auf Widerruf des gehobenen und mittleren Dienstes kénnen mit der
selbstandigen Wahrnehmung von Aufgaben des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle
beauftragt werden.

(3) Mit der selbstandigen Wahrnehmung von Aufgaben des Urkundsbeamten der
Geschéftsstelle konnen widerruflich auch Angestellte beauftragt werden.

(4) Zustandig fur die Beauftragung sind der Senator fir Justiz und Verfassung und die von
ihm bestimmten Stellen.

§5

Die Senatorin oder der Senator fur Justiz und Verfassung kann unbeschadet der 88 2a
und 72 des Bremischen Richtergesetzes durch Rechtsverordnung bestimmen, dass
Urkundsbeamtinnen und Urkundsbeamte der Geschaftsstelle in den Sitzungen der
Gerichte eine Amtstracht tragen und deren né&here Ausgestaltung regeln.

§6

Der Senator fur Arbeit fihrt die Dienstaufsicht Gber das Versicherungsamt Bremen.
§7.

Dieses Gesetz tritt, soweit es sich um MalRnahmen zu seiner Durchfiihrung handelt, mit
dem Tage seiner Verkiindung, im tbrigen mit dem 1. Januar 1954 in Kratft.

FuRnoten

*

Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der urspringlichen Fassung
vom 16. Oktober 1953 (Brem.GBI. S. 107). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der
spateren Anderungen ergibt sich aus dem Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber
die Sozialgerichtsbarkeit vom 20. Dezember 1955 (Brem.GBI. S. 161) und dem
Gesetz zur Vereinheitlichung der Dienstaufsicht Gber Gerichte vom 11. Juli 1972
(Brem.GBI. S. 147).

Seite 2 von 2


https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-richtergesetz-bremrig-vom-28-februar-2023-267486?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-RiGBR2023V2P2a
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-richtergesetz-bremrig-vom-28-februar-2023-267486?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-RiGBR2023V3P72

	Gesetz über die Sozialgerichtsbarkeit
	§ 1
	§ 1a
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	§ 7*
	Fußnoten



